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Wolfgang Ladebeck 
zum Ehrenmitglied 
ernannt
Der langjährige stellvertre
tende Bundesvorsitzende der 
DPolG, Wolfgang Ladebeck 
(Sachsen-Anhalt), wurde von 
den Delegierten des Bundes-
kongresses zum Ehrenmitglied 
ernannt. Mit dem Bundeskon-
gress war Ladebeck, der 2020 
in den Ruhestand trat, aus der 
Bundesleitung der DPolG aus-
geschieden. 

Bundesvorsitzender Rainer 
Wendt würdigte Wolfgang 
Ladebeck, der vor allem als 
Stimme der ostdeutschen Lan-
desverbände galt und gilt und 
sich immer mit großem Enga-
gement und Leidenschaft für 
die Belange der Kolleginnen 
und Kollegen einsetzt. Mit 
Klarheit, auch hin und wieder 
mit Unbequemlichkeit und 
Nachdruck, hat sich Wolfgang 
Ladebeck für die Polizei und 
ihre Beschäftigten in den letz-
ten Jahren starkgemacht. So 
hat er zum Beispiel 2017 er-
folgreich die Wiedereinfüh-

rung des Weihnachtsgeldes für 
die Beamtinnen und Beamten 
in Sachsen-Anhalt erstritten. 

Stimme und Gesicht für die 
DPolG war und ist Wolfgang 
Ladebeck auch im dbb. Als Lan-
desbundvorsitzender in Sach-
sen-Anhalt und Mitglied im 
Bundesvorstand des dbb ver-
tritt er nach wie vor konse-
quent auch die Interessen der 
Polizeibeschäftigten.�
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Gibt es keinen Personalmangel  
in der Landespolizei?
Mit sehr großer Verwunderung 
haben wir ein Schreiben des 
Innenministers Herrn Holger 
Stahlknecht (CDU) zur Kennt-
nis genommen, wonach „... an-
gesichts der Feststellung, dass 

aufgrund der seit Herbst 2016 
vorgenommenen deutlichen 
Erhöhung in die Vorbereitungs-
dienste ... in die Laufbahn des 
Polizeivollzugsdienstes die für 
den Bereich des Polizeivollzuges 

vorgesehene Zielzahl nach ak-
tuellen Prognosen ab dem Jahr 
2021 nahezu erreicht wird“. 
Damit begründet er schluss-
endlich gegenüber einem 
Landtagsabgeordneten, dass 
ein Hinausschieben des Ein-
tritts in den Ruhestand für Po-
lizeivollzugsbeamtinnen und 
Polizeivollzugsbeamte über 
den 31. Dezember 2020 hinaus 
nicht mehr erforderlich ist. 

Daraus resultierend stellt 
sich zwangsläufig die Frage, 
ob Herr Innenminister Stahl-
knecht davon ausgeht, dass ab 
2021 der Personalmangel ab-
gebaut sein wird und demnach 
die Funkstreifenwagenbesat-
zungen aller Polizeireviere un-
seres Landes wieder im vollen 
Umfang personell besetzt wer-
den können?!

Wer denkt, dass der Personal-
mangel innerhalb der Landes-
polizei in Kürze tatsächlich ab-
gebaut sein wird, betrachtet 
die Situation eher blauäugig. 
So gehört es doch zur offenen 
Wahrheit, dass eine über-
durchschnittliche Anzahl an 
Absolventen ihre Ausbildung 
beziehungsweise ihr Studium 
nicht erfolgreich bestanden 
haben. Diese Kollegen fehlen 
nun auf den Dienststellen. Und 

es ist auch Fakt, dass im Grun-
de kein Polizeirevier im Land 
die geforderte Anzahl an Funk-
streifenwagen mehr besetzen 
kann. Mit der Entscheidung, 
ein freiwilliges Hinausschieben 
des Eintritts in den Ruhestand 
für Polizeivollzugsbeamtinnen 
und Polizeivollzugsbeamte 
nicht mehr zu ermöglichen, 
wurde eine personelle Res-
source verschenkt. Damit ist 
mal wieder eindrucksvoll be-
wiesen, dass die Sicherheitspo-
litik im Land sehr stiefmütter-
lich behandelt wird, was ganz 
sicher nicht im Sinne unserer 
Bürgerinnen und Bürger ist. 

Wir gehen davon aus, dass uns 
der Personalmangel innerhalb 
der Polizei in Sachsen-Anhalt 
noch lange beschäftigt. Darum 
bekräftigen wir unsere Forde-
rung, das freiwillige Hinaus-
schieben des Eintritts in den 
Ruhestand für Polizeivollzugs-
beamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte, so wie auch im 
Koalitionsvertrag der aktuellen 
Regierung verbindlich festge-

	< Personalratswahl 2020

Olaf Sendel als Landesvorsitzender positioniert sich zum erreichten Ergebnis
Die Wahlbeteiligung für alle 
Beschäftigten im Land lag bei 
circa 50 Prozent. 

Von unseren Mitgliedern ga-
ben etwas mehr als die Hälfte 
ihr Votum ab. So war es mög-
lich, dass die DPolG in allen 
Personalräten (örtlich, Stufe 
und Polizeihauptpersonalrat) 
ihre Plätz behaupten oder gar 
ausbauen konnte. Die Sitze 

im Polizeihauptpersonalrat 
und in den Stufenpersonalrä-
ten konnten wir verteidigen.

In zahlreichen Örtlichen Per-
sonalräten, wie Jerichower 
Land, Börde und LBP konnten 
wir Sitze dazugewinnen. Das 
ist eine Entwicklung mit kla-
rem positivem Trend, der mit 
einem stetigen Mitgliederzu-
wachs einhergeht. 

Mit diesem Wahlergebnis er-
hielten wir den klaren Auftrag, 
uns auch zukünftig für die Be-
lange unserer Bediensteten 
einzusetzen! Wenn erforder-
lich, werden wir weiterhin den 
Finger in die Wunde legen und 
Probleme klar und deutlich an-
sprechen. 

Der Landesvorstand der DPolG 
Sachsen-Anhalt bedankt sich an 

dieser Stelle für die engagierte 
Arbeit der Kreisverbände, bei 
den Mitgliedern in den Wahlvor-
ständen, den Wahlbeobachtern 
während der Auszählungen und 
den Funktionsträgern in den 
Personalräten. 

Ihr habt es möglich gemacht, 
dass wir die Mitglieder erreicht 
haben und dieses Wahlergebnis 
erreichen konnten!�

Meine Steuererklärung
lasse ich machen.
FAIRER PREIS. SCHNELLE HILFE. ENGAGIERTE BERATER.

Lohn- und Einkommensteuer Hilfe-Ring
Deutschland e.V. (Lohnsteuerhilfeverein)

Beratungsstellenleiter
Daniel Nowak

Tie 17 | 06449 Aschersleben
03473 – 22 65 733
buero-aschersleben@steuerring.de

Wir erstellen Ihre Steuererklärung – für Mitglieder, nur bei
Arbeitseinkommen, Renten und Pensionen.

www.steuerring.de
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Private Handys von Kollegen sichergestellt –  
Brief an die Staatsanwaltschaft Magdeburg und 
die Reaktionen aus dem politischen Raum
Sehr geehrte Damen und Herren,
am 20. November 2020 wurde mir bekannt, dass es am 
18. November 2020 in den Räumen der Bereitschaftspolizei 
in Magdeburg (Alt Prester 5) zu einer Durchsicht von elekt-
ronischen Medien in Form der Spiegelung von Handys ge-
kommen sein soll. Dabei sollen alle Betroffenen als „Unver-
dächtige“ behandelt worden sein. Auf die Frage eines 
Kollegen, was geschehe, wenn er nicht kooperiere, soll die 
Durchsuchung des Wohnhauses in Aussicht gestellt worden 
sein. Die Personalvertretung soll am 19. November 2020 
durch die Dienststellenleitung informiert worden sein.
Durch zahlreiche Gewerkschaftsmitglieder wurde an 
mich die Frage herangetragen, auf welcher Grundlage 
eine Durchsuchung durchgeführt wurde. Namentlich 
stellt sich die Frage, ob der Aktion ein richterlicher Be-
schluss zugrunde lag.

Ich leite diese Frage hierdurch an Sie weiter. Bitte erteilen Sie 
mir Auskunft über Grund und Anlass der gegen die Kollegen ge-
richteten Aktion. Soweit vorhanden, darf ich Sie bitten, mir die 
richterlichen Beschlüsse nachrichtlich zu übersenden. Als Ter-
min habe ich mir den 30. November 2020 vorgemerkt. 
Ich bitte höflich um Verständnis für meine Nachfrage. Es bedarf 
keiner Diskussion, dass diese Aktion im Kollegenkreis Verunsi-
cherung und Empörung hervorgerufen hat. Namentlich die An-
kündigung, eine Hausdurchsuchung durchzuführen, bedeutet 
nicht weniger, als die Kollegen unter Generalverdacht zu stellen 
und hierzu auch ihre Familien zu instrumentalisieren. Aus die-
sem Grunde ist möglichst rasche und umfassende Auskunft 
unerlässlich. 
Für Ihre Unterstützung danke ich vorab!
Mit freundlichen Grüßen
Olaf Sendel

Zwischenzeitlich erreichte uns das Antwortschreiben  
der Staatsanwaltschaft Magdeburg

In diesem teilte man uns mit, dass man uns keine Auskünfte geben wird, da es sich um eine Angele-
genheit der Geheimhaltung handelt. Eine Kopie des richterlichen Beschlusses wurde uns auch nicht 
ausgehändigt.

Darüber hinaus haben wir erfahren, dass zu den Geschehnissen durch die AfD-Fraktion des Landta-
ges ein Antrag auf Selbstbefassung gestellt worden sein soll. Würde einem solchen Antrag zuge-
stimmt werden, so könnte diese Angelegenheit im Landtag behandelt werden. In Reaktion auf die-
sen Antrag soll nach unbestätigten Informationen Frau Anne-Marie Keding (CDU), die Ministerin für 
Justiz und Gleichstellung des Landes Sachsen-Anhalt, mitgeteilt haben, dass die Behandlung des 
Selbstbefassungsantrages lediglich in einer nicht öffentlichen Sitzung möglich sei. Als Begründung 
soll sie angeführt haben, dass dies zur Wahrung von Belangen des Daten-, Geheimschutzes erfor-
derlich sei.�

schrieben, zu ermöglichen. Um 
die Anzahl der daran interes-
sierten Polizeibeamten zu er-
höhen, regen wir zudem an, 
entsprechende Anreize zu 
schaffen.

Im Dezember 2020 erreichte 
uns die Antwort des damals 
noch amtierenden Innenmi-
nisters Stahlknecht. Er ver-
weist in seinem Schreiben 
darauf, dass die im Koaliti-

onsvertrag gesetzte Zielzahl 
an Polizisten im Land im 
September 2021 erreicht 
sein wird. Daher bleibt er 
bei seiner Entscheidung. 
Auf unsere konkrete Frage, 

ob er davon ausgeht, dass 
die geforderte Anzahl an zu 
besetzenden Funkstreifen-
wagen gewehrleistet wer-
den kann, ist er nicht einge-
gangen.�
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Landtagswahl 2021 in Sachsen-Anhalt – 
Antworten der Politik
Unsere Frage: In nahezu allen 
Bereichen der Landespolizei 
fehlt Personal. Wie wollen Sie 
dem Personalmangel a) im Poli-
zeivollzug und b) in der Polizei-
verwaltung in der kommenden 
Wahlperiode entgegenwirken? 

Hinweis: Die Beantwortung 
dieser Frage erfolgte zu einem 
Zeitpunkt, als Herr Holger 
Stahlknecht (CDU) noch Minis-
ter für Inneres und Sport in 
Sachsen-Anhalt war.

Seitens der CDU er-
reichte uns keine Ant-
wort, Gründe hierfür 

sind nicht bekannt.

Die Regierungskoaliti-
on hat sich auf grüne 
Initiative hin in ihrem 

Koalitionsvertrag das Ziel ge-
setzt, die Personalstärke im Po-
lizeivollzug perspektivisch auf 
7 000 Beamtinnen und Beam-
ten zu erhöhen. Nach den 
schmerzhaften Personalkür-
zungen der vergangenen Legis-
laturperioden wurde hier eine 
Trendwende erreicht, sodass 
die Zahl sich seit 2018 von 
5 650 auf 5 872 im Jahr 2020 
erhöht hat. Die weiterhin hohe 
Zahl an Pensionierungen in den 
kommenden Jahren stellt dabei 
eine große Herausforderung 
dar. Wir stellen deshalb sicher, 
dass ausreichend Absolventen 
an der Fachhochschule Polizei 
ausgebildet werden, um die 
Abgänge nicht nur auszuglei-
chen, sondern auch die ge
plante Zielzahl von 7 000 
Beamt(inn)en zu erreichen. 

Im Bereich der Polizeiverwal-
tung wird es weiterhin ent-
scheidend darauf ankommen, 
den Polizeidienst für Seitenein-
steiger aus den Bereichen IT 
und Wirtschaft zu öffnen und 
attraktiv zu gestalten. Hier 

steht das Land Sachsen-Anhalt 
im Wettbewerb um die besten 
Köpfe mit anderen Bundeslän-
dern und der freien Wirtschaft 
und muss alle Möglichkeiten 
ausschöpfen, attraktive Ar-
beitsbedingungen zu schaffen. 

Durch den seit Beste-
hen der Landespolizei 
laufenden Personalab-

bau, fand insbesondere in den 
letzten Jahren sowohl im Polizei-
vollzug als auch in der Polizei-
verwaltung eine Arbeitsverdich-
tung bis teilweise über den Rand 
der Belastbarkeit statt. Etliche 
Arbeitsprozesse in der Landes-
polizei wurden bereits optimiert, 
sodass das Potenzial, Arbeits-
entlastung durch Einführung 
entsprechender Technik zu er-
reichen, weitestgehend er-
schöpft ist. Ohne den Wegfall 
von Aufgaben kann die ord-
nungsgemäße Wahrnehmung 
polizeilicher Aufgaben zukünf-
tig nur über einen weiteren 
Personalaufbau gewährleistet 
werden. Der von der Landesre-
gierung beabsichtigte Personal-
aufwuchs von 7 000 Stellen im 
Polizeivollzug und 1 077 in der 
Polizeiverwaltung ist deutlich 
zu gering, um zukünftige Heraus-
forderungen in puncto Sicher-
heit und Kriminalitätsbekämp-
fung wirksam zu bewältigen. 
Daher möchten wir, dass in der 
kommenden Wahlperiode der 
Personalkörper in der Landes-
polizei auf 7 500 Dienstposten 
im Polizeivollzugsdienst und 
proportional in der Polizeiver-
waltung aufwächst. Zudem 
sind die Vollzeitäquivalente aus-
zuschöpfen. Aktuell fehlten 
aufgrund von Teilzeit die Dienst-
stunden von circa 30 Polizei-
vollzugsbeamt(inn)en. Der Per-
sonalbestand ist folglich 
entsprechend zu erhöhen, um 
die Anzahl der nicht ausge-
schöpften Vollzeitäquivalente 

zu erhöhen. Die freiwillige Ver-
längerung der Dienstzeit soll 
unter bestimmten Vorausset-
zungen möglich sein.

Diese Forderungen werden Be-
standteil des Wahlprogramms 
und möglicher Koalitionsver-
handlungen.

Die Feststellung ist aus 
unserer Sicht zutref-
fend, doch leider sieht 

es der zuständige Innenminister 
anders. Weil er der Auffassung 
ist, dass genügend Polizeibeam-
te zur Verfügung stehen wür-
den, hat er jüngst, entgegen 
des bestehenden Koalitionsver-
trages, alle Anträge auf freiwil-
lige Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit ablehnen lassen.

Wir haben die 7. Wahlperiode 
genutzt, um die Einstellungen 
bei Polizeianwärtern deutlich 
zu erhöhen. Die Einstellungs-
zahlen haben wir von 150 auf 
zwischenzeitlich jährlich 700 
erhöht. Dies ist Grundlage für 
eine bessere Personalausstat-
tung der Polizei. Es gilt in der 
kommenden Wahlperiode, dies 
zu verstetigen, um eine gut al-
tersdurchmischte und damit 
einsatzfähige Polizei zu erhal-
ten. Dazu wollen wir auch die 
Zielzahl der Polizeivollzugsbe-
amten auf 7 000 erhöhen.

Wir brauchen Polizistinnen und 
Polizisten, die sich intensiv ihren 
Kernaufgaben – dem Schutz 
der Bürgerinnen und Bürger – 
widmen können. Deswegen 
werden wir die Polizistinnen 
und Polizisten von Verwal-
tungsaufgaben entlasten. Da-
für werden wir 75 zusätzliche 
Verwaltungsfachkräfte im Poli-
zeibereich einstellen.

Alle Bereiche der Poli-
zei in Sachsen-Anhalt 

leiden immer noch unter einem 
chronischen Personalmangel. 
Deshalb müssen in den nächs-
ten Jahren die Ausbildungszah-
len auch weiterhin kontinuier-
lich erhöht werden, um 
einerseits Altersabgänge kom-
pensieren zu können und ande-
rerseits dann einen tatsächli-
chen Personalaufwuchs in der 
Landespolizei zu erreichen. Par-
allel dazu muss der Polizeiberuf 
in den nächsten Jahren, zum 
Beispiel durch eine höhere Be-
soldung und bessere Aufstiegs-
chancen, attraktiver ausgestal-
tet werden.

Die Linke wird sich auch in den 
kommenden Jahren dafür ein-
setzen, dass weiterhin mehr Po- 
lizeivollzugsbeamte und -be-
amtinnen eingestellt werden. 
Nachwuchs auf der Grundlage 
einer modernen Einstellungsof-
fensive ist demzufolge anzuwer-
ben und auszubilden. Gleichzei-
tig ist die Ausbildungskapazität 
entsprechend anzupassen. 

Die Linke setzt sich ferner für 
eine freiwillige Verlängerung der 
Lebensarbeitszeit von Polizisten 
und Polizistinnen ein. Im Rahmen 
des Personalkostenbudgets 
sind hierfür die notwendigen 
Haushaltsmittel einzustellen.

Den Abbau der Personalnot bei 
der Polizei und eine Unterstüt-
zung durch staatliche Hilfspoli-
zisten (Wachpolizei) lehnen wir 
ab.

Auch der Bereich der Polizeiver-
waltung muss personell aufge-
stockt werden, er ist verstärkt 
insbesondere mit ausgebilde-
tem Fachpersonal zu besetzen. 
Ebenso wie beim Polizeivollzug 
gilt es, eine aktive Werbung für 
die Attraktivität der Arbeit in 
der Polizeiverwaltung zu be-
treiben.�
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